
der kritischen Exegese bewundern, mMIıt der die Be- Am 15 Dezember 1967 wurde der Entwurf des Straf-
kenntnispositionen des Jahrhunderts als geschichtlich gesetzbuches 1n der „Volkskammer“ in erstier Lesung be-
erkannt un: VO den heutigen Herausforderungen des un 2 Januar 1968 1n 7zwelıter un etzter
Siäkularismus her überwunden werden. Das gilt beson- Lesung mıiıt geringfügigen Abänderungen verabschiedet.
ders für die Neuinterpretation der lutherischen Lehre Zusammen mMi1t dem AUS 7823 Paragraphen bestehenden
VO  >; den „Zweı Reichen“, die sıch für die Ethik innerhalb Strafgesetzbuch (5StGB) wurden VO der ‚ Volks-
der mM  n Strukturen der technıschen Zivilisation kammer“ auch tolgende 1er andere, ZUuU Komplex des
als immer unhaltbarer erwelst. Darüber handelt Teil Strafrechts gehörende Gesetze beschlossen: die Strat-
der Dokumentation, die einer „Reformation der Retor- prozeßordnung (StE©): das Einführungsgesetz Z
matıon“ den Weg bereitet, WEeNnNn auch voreilıg se1n Strafgesetzbuch un ZUur Straftprozefßordnung, das Gesetz
dürfte, schon VO  S einer „lutherisch-reformierten Kirchen- 7056 Bekämpfung VO  S Ordnungswidrigkeiten und
gemeinschaft“ sprechen. In jedem Falle mu{fß das das Gesetz über den Vollzug VO  e} Straten miıt Freiheits-
katholischerseits führende Gespräch nunmehr auf diese ENTIZUS un über die Wiedereingliederung Strafentlasse-

Positionen eingehen und darf nıcht mehr be1 VeOeI- 1i1eTr in das gesellschaftliche Leben (SVWG) lle diese
alteten Doktrinen verweılen. Gesetze sollen Juli 1968 in raft Lreten

Wenn auch die Verabschiedung un das Inkrafttreten des
Strafgesetzbuches der DDR eın bedeutendes rechts-

Zum Ceuen Strafgesetzbuch der DD  S gyeschichtliches Ereıign1s ISt, wodurch die luft 1m
echt zwischen beiden Teilen Deutschlands erheblich VeEeI-

Die Regierung der DDR 1St ın etzter eıt intensiıver als größert wiırd, 1STt das LIECUC Strafgesetzbuch ın wesent-

ın den VOrausgegangenen Jahren bemührt SCWESCH, die lıchen Teilen nıcht als direkt MEU bezeichnen. Bereıts
ach 1945 wurden 1n Mitteldeutschland näamlıch zahl-Ausarbeitung des sozıialıistischen Rechts 1n den einzelnen

Bereichen voranzutreıiben. Hıer se1l LLUT: auf das Jugend- reiche Gesetze un Verordnungen verabschiedet SOW1e
DESETIZ (4 Maı das (Geset7z über das einheitliche Grundsatzentscheidungen des Obersten Gerichts gefällt,

die das alte Strafgesetzbuch schon ın einem den Kommu-sozıalistische Bildungssystem (25 Maı das Aamı-
lıengesetzbuch (30 Dezember das Gesetz über die nısten genehmen Sınne aushöhlten und modifizierten.
Staatsbürgerschaft der Deutschen Demokratischen Repu- Von besonderer Bedeutung diesbezüglıch die Strai-

prozeßordnung VO Oktober 1952 das Strafrechts-blik (20 Februar un das Jetzt verabschiedete NeUE

Strafgesetzbuch hingewiesen. uch das geplante NECeUE erganzungsgesetz VOIT 11 Dezember 1957 SOWI1e der
Zivilgesetzbuch un die 1ın Vorbereitung befindliche NCUeE Rechtspflegeerlafß des Staatsrates VO Aprıil 1963 In
Verfassung werden weıtere Marksteine 1im Proze{fßß der diesen Gesetzen wurden wesentliche Normen des SOZ12-

listischen Stratfrechts verankert un die Posıtion des An-Fixierung des „sozı1alıstischen“ Rechts se1in.
In all den Gesetzen kommt das politische Grund- geklagten un: Verurteilten verschlechtert.
anlıegen ZzUuU Ausdruck, die geschaffenen Zustände recht-
lich verankern un damit zugleich den Kontrast Z Verschärfung des politischen StrafrechtsRecht ın der Bundesrepublik dokumentieren. Im elit-
artıkel des „Neuen Deutschland“ VO 16 Januar 1968 Weniger 1n seinem rechtlichen Gehalt, sondern 1e]1 mehr
anläßlich der Verabschiedung des Strafgesetzbuches heißt als politischer Wıillensakt geht die Bedeutung des

U > - „Strafgesetze un Justiz der DDR un: der Strafgesetzes weıt über die ormale Subsumierung bisher
Bundesrepublik verhalten sich 7zueinander W1Ee Recht un: schon angewandter Grundsätze hinaus, weiıl diese Grund-
Unrecht un das ıcht erst seit dem Januar 1968 Satze soz1ialistischen Strafrechts, bisher ZU Teıl LUr still-
ber mehr noch als bisher gilt für die Rechtsordnung, W as schweigend praktiziert, erst in ihrer oftenen Zusammen-
für alle Gebiete des Lebens Silt Nıchts verbindet uns mi1t fassung ihre zweckgerichtete polıtische Bedeutungdem imperialistischen westdeutschen Staat, alles mi1t - oftenbaren.

soz1ıalistischen Heımat, der Deutschen Demokrati- Man IMuUu der SED-Führung un den kommunistischen
schen Republik!“ Juristen bescheinigen, daß s1e die politischen Zielsetzun-

SCIH nıcht verschleijerten. Hiılde Benjamın bezeichnete 1n
der ersten Lesung der „Volkskammer“ das MG“ Straf-Vereinheitlichung des Rechtssystems recht als wichtiges Ereign1s 1m „staatsrechtlichen Ausbau

Im Gegensatz Zu Verabschiedungsverfahren anderer UNSCHKET Republik für die Periode der Gestaltung des ent-

großer Gesetze (Familiengesetzbuch, Bildungsgesetz, wickelten gesellschaftlichen Systems des Sozialismus“. Am
16 Januar 1968 hieß in einem Leitartikel des „NeuenJugendgesetz), bei denen jeweils eın vollständiger nt-

wurt des Gesetzes vorher veröftentlicht un: darüber Deutschland“: „Daher 1St 1Ur folgerichtig un absolut
monatelang 1n der Presse SOWI1e in vielen Versammlungen unerläßlich, da{fß Strafgesetzbuch die sozialı-
Ööftentlich diskutiert wurde, yab aber beim Entwurt des stische Gesellschaftsordnung un: den soz1ialistischen Staat
Stratgesetzbuches Jlediglich ıne begrenzte Diskussion, zuverlässıg schützt mMIt aller Härte, die iıhren Feinden
der 1Ur ausgewählte Fachleute, Schöffen SOWI1e Funktio- gyegenüber geboten ISt: Der gleiche humanıstische Geıst,
nare AausSs den verschiedenen Bereichen teilnehmen konn- der jeden Gedanken ache oder Vergeltung Aaus uUuNSCc-
ten Der Entwurt wurde nıcht WI1Ie Oon.: iın der TeIN Strafrecht un: unNnserem Strafvollzug verbannt, Vel-
Presse un: 1n eıiner allgemein zugänglichen Broschüre pflichtet uns, Anschläge die Souveräniıtät der
publiziert, sondern wurde 1LLUT 1n 35 01010 Exemplaren Deutschen Demokratischen Republik un: MSI

eiınen ausgewählten Kreıs ZU persönlichen Dienst- sozjalıistische Gesellschaftsordnung den schwersten Ver-
gebrauch verteilt. Im „Neuen Deutschland“ wurde brechen erklären un dementsprechend ahnden.“

Februar 1967 lediglich die Priäambel des Strafgesetz- Was sind die charakteristischen Merkmale und Besonder-
buches veröftentlicht. heiten des Strafgesetzbuches? Das CS Strafgesetz-
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buch soll als Instrument der SED un der „Arbeiter-und- werden, w1e heute noch die Abwerbe-
Bauern-Macht“ dienen, „imperialistische Einbruchs- gefahr eingeschätzt wird.
versuche aller Art“ SOWI1e alle ınneren Anschläge auf die Der bisher übliche Begriff „Staatsverleumdung“ wurde

och durch den bestimmteren „Staatsfeindliche Hetze“sozialıstische Gesellschaftsordnung vereiteln. In ber-
einstımmung mıiıt em harten politischen Kurs der SED erganzt. Jede nıcht mi1ıt dem Regime übereinstimmende
1in der Deutschlandfrage 1St 1n allen politisch relevanten Aktıivität annn diesem Aspekt mı1t Freiheitsstraten

7zwıischen eiınem un: zehn Jahren estraft werden. Aut-Bereichen des Stratfrechts iıne absolute Verschärfung fest-
zustellen, die 1ın der Einführung bzw in der Aus- fällig iISt auch hier die Ausweıtung des Straftftatbestandes.
weıiıtung bisheriger Straftatbestände SOWI1e 1n einer Her- Wer „Schriften, Gegenstände oder Symbole, die die AL-

aufsetzung des Strafmafßes iıhren Ausdruck findet. Neben lıchen, polıtischen, ökonomischen oder andere gesell-
der Verschärfung der Strafrechtsnormen 1m politischen schaftliche Verhältnisse diskriminieren, einführt, herstellt,
Bereich 1St aber oftenbar untfe dem Aspekt der CI - verbreitet oder anbringt, wer Verbrechen den

Staat androht oder 2Zu auffordert, Widerstandstrebten „politisch-moralischen FEinheit des Volkes“ und
der Siıcherung Produktionserfolge iıne Tendenz die soz1ıalistische Staats- oder Gesellschaftsordnung
ZUr Miılderung 1n den anderen, vorwıegend 7zwıschen- leisten, wert Repräsentanten oder andere Bürger der
menschlichen Bereichen des Strafrechts erkennen. Der DDR oder die Tätigkeit staatlicher oder gesellschaftlicher
Tendenz ZUuUr Liberalisierung bzw Humanısıerung 1m UOrgane un: Einrichtungen diskriminiert oder den Fa-
Bereich der zwischenmenschlichen Straftatbestände steht schismus oder Militarısmus verherrlicht“, macht sıch der
die Tendenz ZU torcierten Ausbau der Staatssiıcherun- „staatsfeindlichen Hetze“ schuldıg.
SCn sowohl gegenüber der eigenen Bevölkerung als auch In der Strafbemessung gilt „Hochverrat“ als schwerstes
allen „außeren Feinden“ gegenüber. Härte un Miılde Delikt. Bisher gab diesen Begriff 1mM mitteldeutschen
werden gyeschickt als politisches Instrumentarıum be- Strafrecht 1in der Praxıs noch nıcht. Der se1it Einführung

des Strafrechtsänderungsgesetzes VO 11 Dezember
Kernstück des „Besonderen Teils“ siınd die Staatsschutz- 1957 angewandte Begriff des „Staatsverrates“” wurde
bestimmungen. In diesem Zusammenhang wırd Nfier- Jetzt fallengelassen. Unzweifelhaft iSt aber der Begrift
schieden ach „Verbrechen die Souveräniıtät der des „Hochverrats“ 1el umtassender un eichter manı-
Deutschen Demokratischen Republik, den Frieden, die pulierbar, 7zumal auch auf die Gesellschaftsordnung
Menschlichkeit un die Menschenrechte“. Im einzelnen ausgedehnt werden annn
siınd Ort als politische Straftatbestände aufgeführt: Sämtliche „Landesverratsdelikte“ haben W1e 1ın kom-
„Planung un Durchführung VO  — Aggressionskriegen“, munistischen Staaten allgemeın üblich 1mM Straf-
„Vorbereitung un Durchführung VO  w} Aggressionsak- gesetzbuch i1ne erhebliche Ausdehnung erfahren. Wer
ten“, „Anwerbung £ür imperialistische Kriegsdienste“, DE offizjell zugängliche Nachrichten in einer Weiıse
„Völkerrechtswidrige Verfolgung VO  $ Bürgern der Deut- sammelt und auswertet, daß daraus Schaden tür die DDR
schen Demokratischen Republik“, „Verbrechen die entsteht, erfüllt den Tatbestand der „Sammlung VO  ;

Nachrichten“. Im einzelnen wiırd 1M Strafgesetz-Menschlichkeit“, „Faschistische Propaganda, Völker- un
Rassenhetze“ SOWI1e „Kriegsverbrechen“. buch zwischen „Spionage“, „Sammlung VO  e Nachrich-

ten“, „Landesverräterischem Treubruch“ un: „Staats-
Verbrechen dıe Souveränıtdat feindlichen Verbindungen“ unterschieden. Bemerkenswert

1St auch, daß noch das Delikt „Staatsfeindliche Gruppen-
bildung“ eingeführt wurde, W as ebenfalls miıt eınemNeu 1mM Strafrecht der DDR 1st der Komplex VO  $ Ver- Stratma{ß 7zwiıschen Z7wel un: zwoöltf Jahren Freiheitsent-rechen SC die Souveränıität, der offenbar nıcht

tallig die Stelle gerückt 1ISt. ZUS geahndet werden annn
Die starke Betonung des Staatsschutzes 1mM Straf-Ebentfalls NECeUu geschaften wurde der Straftatbestand des
gesetzbuch 1St. nıcht NUur ıne Widerspiegelung des der-„Landesverräterischen Treubruchs“. Da auf Grund des

„Gesetzes über die Staatsbürgerschaft der Deutschen De- zeıt1g harten Kurses der SED ın der Deutschlandpolitik,
sondern dies wurde diktiert AaUS dem Bedürftfnis des iınne-mokratischen Republik“ (verabschiedet A0 Februar
TeN Schutzes des Regıimes. Während bei den Überlegun-alle Deutschen, die Z Zeitpunkt der Gründung

der DDR ( Oktober ıhren Wohnsitz oder ihren SCH für die große Strafrechtsretorm 1n der Bundesrepu-
blik der Trend einer Reduzierung der politischenständıgen Autenthalt 1n Mitteldeutschland hatten, noch Straftatbestände un: eıiner Reduzierung des Straf-heute als Bürger der DDR gelten, selbst WE s1e durch

persönliche Willensentscheidung die DDR verlassen ha- maßes erkennbar 1st, ann INa  — 1n der DDR die e
teilige Entwicklungslinie feststellen. Je stärker ıne g..ben, 111 In  —$ be] allen DDR-Flüchtlingen 1n der Bundes- sellschaftliche Ordnung 1n sıch selbst gefestigt ist, destorepublik mittels dieses Paragraphen eiıne Bindung die

DDR aufrechterhalten. Wer mM1t Institutionen oder DPer- wenıger bedarf S1e nämlich des strafrechtlichen Schutzes.
nen zusammenarbeitet, die ine die DDR gerich-
tete Tätıigkeit ausüben, macht sıch 1n der Wertung der Fıixzerte Flastizıtdt
SED strafbar, wobei Stratfen VO  $ 7zwel Jahren Freiheits-

Beı1 aller betonten Harte un der Ausweıtung derENTZUS bis Z Todesstrate angedroht sind.
Das ursprünglıch als „Abwerbung“ un danach als „ Ver- politischen Straftatbestände 1St dennoch ıne ZeWw1sse
leitung Zu Verlassen der Republiık“ 1Ur mMI1t sechs Mo- fixierte Elastizıtät 1mM uen Strafgesetzbuch vorhanden.

Der jeweils VO  3 den „Empfehlungen“ der Parteı1 AaUS-Gefängnis geahndete Delikt annn heute als „STAaAtS-
teindlicher Menschenhandel“ un mıiıt einer gefüllte Ermessensspielraum be] der Festsetzung des
Mındeststrafe VO Z7wel Jahren Freiheitsentzug belegt Stratmaßes ISt be1 tast allen politischen Delikten be-
werden. Die Verschärfung in der Terminologie un: die trächtlich Obwohl zahlreiche Delikte miı1t hohen Stra-
Heraufsetzung des Strafmaßes annn 1LUFr als Indız dafür ten bıs ZU Tode durch Erschiefßen geahndet W 6I -
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den können, gibt Festlegungen, wonach bei tätıger Auch das Meineidsdelikt wırd künftig icht mehr SC-
Reue, Beihilfe bei der Aufklärung des Verbrechens eiCc ben, da der Eıid abgeschafft 1St.

Milderungen bis einem Erla der Stratfe möglich Im übrigen 1St 1M Strafgesetzbuch die gesellschaft-
sind. Diese Bestimmungen sollen oftenbar AZTU dienen, ıche Gerichtsbarkeit stark verankert. Zahlreiche kleine
Einbrüche bei gegnerischen Kräften erzielen, Gegner Delikte werden WwW1e schon bisher üublich den Kon-

reuiger Umkehr verleiten un bei Bedartf auch fliktskommissionen Zur Erledigung übergeben, wobei
1M politischen Bereıich Milde ZUur Schau stellen können. auch eın öftentlicher Tadel als NCUC, mıiılde Strate SC
So bedeutsam auch das fixierte Stratrecht 1n Mittel- sprochen werden kann. Die Söffentlichen Verfahren VOT
deutschland seın mMag, entscheidend für die Anwendung den Konfliktskommissionen un die vielfach VO  e} diesen
der Paragraphen un die She der Urteile siınd die Je= eingeleiteten „Erziehungsmaßnahmen“ brauchen sich Je-
weiligen „Empfehlungen“ der Parte1 die Staatsan- doch objektiv iıcht als Milderung auszuwirken, weil
wälte und Rıiıchter. Obwohl 1mM Strafgesetzbuch zahlreichen Angeklagten die öffentlichen Verfahren VOTL
die Rolle der SED bei der Urteilsfindung ıcht erwähnt den Konfliktskommissionen 1e] peinlicher un: demüti-
wiırd, 1St weıterhin anzunehmen, dafß 1n wichtigen politi- gender erscheinen als eın ordentliches Gerichtsverfahren.
schen Prozessen 10328 das Politbüro der SED den (Genos- Im übrigen siınd auch solche nachdrücklichen Erziehungs-
SCI Staatsanwälten un: Richtern „Empfehlungen“ für maßnahmen, w1e Bewährung Arbeıtsplatz, mıiıt
die Beurteilung des Delikts geben wiırd. eiınem befristeten Verbot des Stellenwechsels 1ne CIMNMD-
Wenn iNnan VO  3 den politischen Teılen des Strat- findliche Einschränkung der persönlichen Freiheit.
gesetzbuches absıeht, mu{fß inNna  S ein1ıge Vorzüge An
kennen: übersichtliche Gliederung, Einführung einer e1IN- Gegenüber den Kıiırchen ambivalentheitlichen Freiheitsstrafe (anstelle der bisherigen ıfte-
renzierung Gefängnis Zuchthaus), bessere Hıiıltfe bei Aus dem Strafgesetzbuch A INa  S nıcht den
der Wiedereingliederung Verurteilter 1ın die Gesellschaft Schlu{(ß ziehen, da{f eın Anliegen der kommunistischen
nach der Stratverbüßung, stärkere Anwendung V Stratrechtsreftormer WAar, die Posıtion der Kırchen z1iel-
Geldstrafen anstelle VO Freiheitsstrafen USW. strebig schmälern. War sind ein1ıge Schutzbestim-
In den verschiedenen Bereichen einfacher, politisch MUNSCH für die Kırche tortgefallen. Auch wırd künftig
iırrelevanter Kriminalıtät, VOTr allem 1n den zwischen- kirchliches Eıgentum 1LLUT den Schutz des eintfachen Prı1-
menschlichen Beziehungen, sind 09 ausgepragte Ten- vateıgentums, nıcht den erhöhten Schutz des „SOZ1A-
denzen ZUr Milderung vorhanden, die ZU Teıl auch mıiıt listischen“ Eiıgentums, genießen. Doch xibt weiterhin
Überlegungen bundesdeutscher Stratrechtsreformer ber- Sıcherungen ZUrF vollen Wahrung des Beichtgeheimnisses
einstiımmen. So sind FPR künftig der einfache Tatbestand un des ungestörten Ablaufes des Gottesdienstes. Be-
nach Paragraph 175 Strafgesetzbuch un: Sodomie, eben- denkt iINAan die bisher yeübte Praxıs der kommunistischen

auch Gotteslästerung un Ehebruch nıcht mehr strat- Rechtsprechung, ann INnan anhand des u«cmn Strat-
bar Verschiedene Eigentumsdelıkte Privateigentum gesetzbuches nıcht direkt VOoONn einer Verschlechterung der
un andere asoz1iale Delikte werden künftig milder be- Posıtion der Kırchen reden. Anderseıits dart aber eın
straft. Für eintachen Diebstahl siınd künftig bisher Zweiıtel darüber bestehen, da{fß die erhebliche Verschär-
tfüntf NUur noch Zzwel Jahre Freiheitsentzug als Höchst- fung des politischen Strafrechts bei Bedartf auch 1in Xire-
strate zulässig. Auch das Stratma(lß für fahrlässige Tötung iner Weıse dıie Kırchen un ıhre Anhänger willkür-
wurde VO  $ fünf auf Z7Wel Jahre herabgesetzt. Selbst be1 lıch ausgelegt werden ann. Doch augenblicklich hat
Notzuchtdelikten un bei Mord wurde die Strafe redu- den Anschein, da{ß die SED-Führung 1M Innern keine
Zlert. Be1 Bıgamıie 1St künftig NUr ine Verurteilung auf Zuspitzung des Verhältnisses den Kirchen wünscht,
Bewährung möglıch. Hausfriedensbruch wurde einer daß s1e diesbezüglich ıcht eıner extensıven Auslegung
Ordnungswidrigkeit herabgemindert, wodurch der Schutz der Strafbestimmungen die Kiırchen iınter-
der prıvaten Sphäre eingeschränkt seın dürfte essiert 1St.

Dokumentation
Atheistische Schulung in der SowjJetunion

yeligiöse Propaganda Z durch Auswertung “D“Oo  s reli-Aus Anlaß der Fünfzigjahrfeier der Oktoberrevolution
veröffentlichte die sowjetische Atheistenzeitschrifl „Nauka gionspsychologischen UN! relig:onssoziologischen Unter-

Religija“ (September einen nıcht gezeichneten suchungen) erkennen. Er bestätigt ın seiner Weise ebenso
Artıkel „Atbheistische Erziehung heute“. Der ür die 171- eindeutig den Fortbestand administrativer Repressalien
nersowjetische Situationseinschätzung höchst aufschluß- die Religionsgemeinschafien, auch Wenn jene athei-
yeiche Beitrag versucht ıne Bılanz der „Erfolge“ UN: stischen Vorkämpfer getadelt werden, die die Gefühle der
„Mißerfolge“ der Januar 1964 VO der Gläubigen auf „grobe“ Woise verletzten. Nıcht wenıger

bestätigten „Maßnahmen ZUY Intensivierung der aufschlußreich dürfte das Eingeständnis sein, daß die his-
atheistischen Erziehung der Bevölkerung“ (vgl Herder- herige atheistische Schulungs- UN Erziehungsarbeit auf
Korrespondenz JIhg., 23 Der Beıtrag läßt nıcht die existentiellen Grundfragen heine 7zureichende Ant-
NUY ıne ın den etzten Jahren ımmer deutlicher sıchtbar WOTE geben vermochte un daß gegenwärtig bei
gewordene differenziertere Einschätzung des religiösen den Funktiondaren für „gesellschaftspolitische“ Aktıiviıtat
Phänomens mıt entsprechenden Folgerungen für die antı- ein Nachlassen des Interesses UunN der Bereitschaft ZU'
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